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§ 6
Für die zur Bedienung einer ausziehbaren Leiter ein­

gesetzte Arbeitsgruppe ist ein Verantwortlicher zu be­
nennen. Der zuständige leitende Mitarbeiter hat 
schriftlich festzulegen, bei welchen Mängeln und 
Störungen an ausziehbaren Leitern die Arbeit sofort 
einzustellen ist. Ausziehbare Leitern mit solchen Män­
geln oder Störungen sind erst wieder zu benutzen, wenn 
eine sachgemäße Reparatur erfolgt und die Betriebs­
sicherheit durch das zuständige Prüforgan im Prüfbuch 
bestätigt worden ist.

§ V
(1) Ausgezogene Leitern dürfen von Werktätigen nur 

nach Maßgabe der Bedienungsvorschriften und nur dann 
bestiegen werden, wenn

a) die Leitern einen festen Stand haben. Hierzu sind 
die Leitern mit Vorlegeklötzen, Kraftfahrdreh­
leitern zusätzlich mit Feststellbremsen, zu sichern. 
Ferner sind die Leitern vor dem Ausziehen in eine 
lotrechte Stellung zu bringen und im ausgezogenen 
Zustand durch 2 Halteseile gegen Winddruck zu 
sichern;

b) sich die Leitern in Ruhestellung befinden, d. h. 
weder ihre Auszugslänge noch ihre Neigung 
ändern;

c) der Neigungswinkel der voll ausgezogenen Leitern 
zum Erdboden höchstens 75° beträgt;

d) ausreichende Sicherheitsmaßnahmen eine Berüh­
rung unter Spannung stehender Starkstromfrei­
leitungen ausschließen;

e) kein Gewitter oder Sturm herrscht;
f) die Einsatzstellen im öffentlichen Straßenverkehr 

durch Absperrgeräte entsprechend den gesetzlichen 
Bestimmungen über den Straßenverkehr gesichert 
und in angemessener Entfernung Warnschilder 
aufgestellt sind;,

g) sich zu ihrem Schutz ein Werktätiger der Arbeits­
gruppe an der Leiter aufhält.

(2) Auf ausgezogenen Leitern ohne Schutzkorb und 
Schutzbügel dürfen Werktätige nur arbeiten, wenn sie 
mit einem Sicherheitsgurt gesichert sind.

§ 8
(1) Bei Standortveränderungen dürfen die Leitern 

nicht ausgezogen sein. Bei hängigem Gelände dürfen 
nur zusammengelegte Leitern transportiert werden.

(2) Die ausziehbaren Leitern sind pfleglich zu behan­
deln. Insbesondere sind sie entsprechend, den vorhan­
denen Bedingungen wettergeschützt und Unbefugten 
unzugängig abzustellen.

§ 9
(1) Sonderregelungen können auf Antrag des Betriebs­

leiters im Einvernehmen mit dem Leiter der zustän­
digen Arbeitsschutzinspektion vom Leiter des über­
geordneten Organs getroffen werden.

(2) Sonderregelungen, deren Bedeutung über den 
Verantwortungsbereich des Leiters des übergeordneten 
Organs hinausgeht, werden auf dessen Antrag vom Vor­
sitzenden der Staatlichen Plankommission im Einver­
nehmen mit dem Bundesvorstand des Freien Deutschen 
Gewerkschaftsbundes getroffen.

§ 10
(1) Diese Arbeitsschutzanordnung tritt mit ihrer Ver­

kündung in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Arbeitsschutzanordnung 12 
vom 21. Dezember 1952 — Ausziehbare Leitern — (GBl. 
1953 S. 145) und die Arbeitsschutzanordnung 12/2 vom 
15. November 1957 — Ausziehbare Leitern — (GBl. 1 
S. 598) außer Kraft.

Berlin, den 8. Juni 1963
Der Vorsitzende 

der Staatlichen Plankommission
Dr. А p e 1

Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates

Anordnung
über die Erteilung von Sondergenehmigungen 

zum Empfang von Literatur aus Westdeutschland,
Westberlin und dem kapitalistischen Ausland.

Vom 13. Juni 1963
Auf Grund des Abschnittes IV Ziff. 2 des Beschlusses 

vom 21. Dezember 1962 über die Bildung einer Haupt­
verwaltung Verlage und Buchhandel des Ministeriums 
für Kultur — Auszug — (GBl. II 1963 S. 2) wird im Ein­
vernehmen mit dem Präsidium der Deutschen Akademie 
der Wissenschaften zu Berlin, dem Vorsitzenden des 
Volkswirtschaftsrates der Deutschen Demokratischen 
Republik und dem Minister für Außenhandel und Inner­
deutschen Handel folgendes angeordnet:

§ 1
Sondergenehmigungen für den unmittelbaren Emp­

fang von Literatur und sonstigen Druckerzeugnissen 
aus Westdeutschland, Westberlin und dem kapitalisti­
schen Ausland erteilt das Ministerium für Kultur, 
Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel.

§ 2
Eine Sondergenehmigung kann Institutionen (z. B. 

wissenschaftlichen Einrichtungen, zentralen Leitungen 
von gesellschaftlichen Organisationen) oder einzelnen 
Bürgern bei nachgewiesenem Bedarf für ein bestimm­
tes Fachgebiet, eine bestimmte Literaturgattung bzw. 
einzelne Druckerzeugnisse bis auf Widerruf oder zeit­
lich begrenzt erteilt werden.

§ 3
(1) Anträge auf Erteilung einer Sondergenehmigung 

sind über die Institution, in der oder für die der An­
tragsteller tätig ist, an das fachlich zuständige zentrale 
Organ des Staatsapparates, die Deutsche Akademie der 
Wissenschaften zu Berlin, die Deutsche Akademie der 
Künste zu Berlin oder die zentrale Leitung gesellschaft­
licher Organisationen und bei Freischaffenden an sei­
nen Berufsverband (zentrale Leitung) zu richten. Der 
Antrag muß die Gründe für den Literaturbezug, seine 
zeitliche Dauer, das Fachgebiet oder die Literaturgat­
tung bzw. die einzelnen Druckerzeugnisse enthalten; 
bei Periodika sind die Titel anzuführen.

(2) Das zuständige zentrale Organ des Staats­
apparates, die genannten Akademien, die zentrale Lei­
tung der gesellschaftlichen Organisation oder des Be­
rufsverbandes prüfen den Antrag auf die Notwendig­
keit des Bezuges gemäß § 2. Unterstützen sie den An­
trag, so reichen sie ihn mit schriftlicher Befürwortung 
an das Ministerium für Kultur, Hauptverwaltung Ver­
lage und Buchhandel, weiter. Das Ministerium für Kul­
tur übermittelt seine Entscheidung den fachlich zu­
ständigen Organen oder dem Berufsverband, die ihrer­
seits den Antragsteller von der Erteilung der Sonder­
genehmigung bzw. der Ablehnung des Antrages unter­
richten.


